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Weltweit gerät das Klima aus den Fugen und immer mehr 
Menschen sind von den Extrem-Wetterlagen in ihren 
Lebensgrundlagen betroffen. Dennoch setzen Konzerne wie RWE 
weiter auf die besonders klimaschädliche Stromerzeugung mit 
Braunkohle. Eine dringende Reduzierung der CO₂-Emissionen ist 
erforderlich und damit der Kohle-Ausstieg. Am vergangenen 
Wochenende haben KlimaschützerInnen mit phantasievollen 
und mutigen Aktionen im Umfeld der Aktion "Ende Gelände" die 
Dringlichkeit dieser Energiewende angemahnt. Dabei kam es zu 
unverhältnismäßigen Maßnahmen durch die Polizei. Dazu 
erklären Marco Böhme, MdL Sachsen (DIE LINKE), Michael 
Aggelidis (Landesvorstand DIE LINKE. NRW) sowie die 
Bundestagsabgeordneten Andrej Hunko und Hubertus Zdebel 
(Fraktion DIE LINKE. im Bundestag), die als Parlamentarische 
Beobachter bei "Ende Gelände" dabei waren: 
 
„Die Aktionen im rheinischen Braunkohlerevier um Garzweiler 
an diesem Wochenende waren ein beindruckendes, 
entschlossenes und mutiges Signal gegen die Klimakatastrophe 
und für eine sozial-ökologische Energiewende. Es war eine 
Aktion zivilen Ungehorsams gegen den größten CO₂-
Verursacher Europas und ein Bild der Vielfalt, Kreativität und 
Offenheit: Für einige Stunden gelang es, die Braunkohlebagger 
zum Stehen zu bringen. 

Zugleich kritisieren wir den überharten Polizeieinsatz, bei dem 
auch Schlagstöcke und Pfefferspray eingesetzt wurden. Wir 
haben den Ablauf der Aktionen an diversen Stellen beobachtet 
und waren Zeugen eines zum Teil unverhältnismäßigen und 
völlig unangemessenen Polizeieinsatzes. Einige Polizisten 
begnügten sich nicht damit, die Kette zu halten und zu 
verhindern, dass Demonstrierende diese Kette durchqueren 
konnten, sondern setzten gezielt Pfefferspray ein oder hieben 
mit Schlagstöcken auf einzelne Demonstrationsteilnehmer ein. 
Wir werden dementsprechend Dienstaufsichtsbeschwerde gegen 
die handelnden Polizeieinheiten stellen.  
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Nicht nur die unverhältnismäßige Härte gegen Demonstrierende 
und JournalistInnen, welche die Polizei an den Tag gelegt hat, 
kritisieren wir, sondern auch die Behandlung der gefangen 
genommenen Personen und deren Abtransport. Rund 250 
Personen wurden teilweise willkürlich in die 
Gefangenensammelstelle nach Aachen gefahren und mussten 
dort bis zu drei Stunden im Gefängnisbus und, wie Zeugen 
berichten, ohne Wasser und Sanitäranlagen verharren. 
Außerdem gab es ständig widersprüchliche Aussagen der 
örtlichen Einsatzleiter zum Stand des Einsatzes und auch 
gezielte Behinderung von JournalistInnen und Abgeordneten, 
sich ein Bild von der Lage zu machen. 

Ferner bleibt festzuhalten, dass es weitgehende Absprachen 
zwischen Polizei und RWE gegeben haben muss. Denn ansonsten 
lässt sich nicht erklären, dass Polizisten in RWE-Geländewagen 
gemeinsam mit dem betriebseigenen Sicherheitsdienst Jagd auf 
Demonstrierende gemacht haben. Das macht deutlich, wie eng die 
Verquickung und Verfilzung zwischen RWE und herrschender 
Politik zur Durchsetzung der Konzerninteressen inzwischen 
fortgeschritten ist. Auch diese Vorgänge wollen wir aufklären! 
Damit muss endlich Schluss sein. 

Die Tatsache, dass RWE nun mit Massenklagen gegen rund 800 
Demonstrierende aber auch gegen JournalistInnen wegen 
Hausfriedensbruch vorgehen will und versucht, diese zu 
kriminalisieren, zeigt: RWE setzt weiter auf massive 
Umweltzerstörung und neue Braunkohle-Tagebaue wie 
Garzweiler II und schreckt dabei vor nichts zurück. Nicht nur 
die Umwelt leidet: 3000 Menschen in zwölf Dörfern sollen für 
diese Energiepolitik aus der Steinzeit gegen ihren Willen 
umgesiedelt werden. 

Wir brauchen die sozial-ökologische Energiewende! Die 
SPD/ Grünen-Landesregierung und die Große Koalition muss 
endlich den überfälligen Strukturwandel einleiten, einen 
Ausstiegsfahrplan aus der Braunkohle auf den Tisch legen 
und auch für die Beschäftigten von RWE eine Perspektive 
ohne Klimakatastrophe aufzeigen.“ 

 


